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Formulierungshilfe fur die Koalitionsfraktionen flir einen aus
der Mitte des Deutschen Bundestages einzubringenden

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemaRer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren wahrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG)

A. Problem und Ziel

Wegen der im Zuge der COVID-19-Pandemie bundesweit verfliigten Ausgangs- und Kon-
taktbeschrankungen haben sowohl Lander als auch Unternehmen und Unternehmensver-
bande auf praktische Schwierigkeiten bei der Durchfuhrung von Verwaltungsverfahren hin-
gewiesen. Die Probleme betreffen insbesondere die 6ffentliche Auslegung von Antragsun-
terlagen im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung. Die Lander weisen darauf hin, dass viele
Gemeindeverwaltungen, in denen die 6ffentliche Auslegung stattfinden musste, im Zuge
der geltenden Kontaktbeschrankungen fir den allgemeinen Publikumsverkehr gesperrt
wurden, sodass eine o6ffentliche Auslegung von Unterlagen nicht mehr maoglich ist. Ver-
gleichbare Situationen ergeben sich auch bei Bekanntgabe von Zulassungsentscheidun-
gen, fur die eine offentliche Auslegung des Bescheids erforderlich ist. Ferner ergeben sich
Probleme bei der Durchflihnrung von Erorterungsterminen und Antragskonferenzen, deren
Durchfiihrung im Fachrecht zwar teilweise, wie z.B. im Immissionsschutzrecht, in das Er-
messen der Behorde gestellt ist, zum Teil aber auch verpflichtend vorgegeben ist (so z.B.
die Regelung fur UVP-pflichtige Vorhaben im UVPG). Die gleiche Situation ergibt sich z.B.
in besonderen, in Fachgesetzen vorgesehenen Entscheidungsverfahren von Beschluss-
kammern der Bundesnetzagentur (Telekommunikationsgesetz und Postgesetz), in denen
die Durchfiihrung einer 6ffentlichen mindlichen Verhandlung vorgeschrieben und ein Ver-
zicht nur mit Einverstandnis der Beteiligten moglich ist.

Die dargestellten Schwierigkeiten werden haufig noch dadurch verscharft, dass bei den zu-
stéandigen Behdrden nur noch eingeschrankte Personalressourcen zur Verfugung stehen.

B. Losung

Mit dem Gesetz soll gewahrleistet werden, dass Planungs- und Genehmigungsverfahren
sowie besondere Entscheidungsverfahren mit Offentlichkeitsbeteiligung auch unter den er-
schwerten Bedingungen wahrend der COVID-19-Pandemie ordnungsgemaf durchgefuhrt
werden koénnen.

Mit dem Gesetz werden formwahrende Alternativen fir Verfahrensschritte in Planungs- und
Genehmigungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren zur Verfigung ge-
stellt, bei denen sonst die Verfahrensberechtigten zur Wahrnehmung ihrer Beteiligungs-
rechte physisch anwesend sein und sich zum Teil in groRer Zahl zusammenfinden mussten.
Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen Informationen geht, sollen
diese Uber das Internet zuganglich gemacht werden. Als Ersatz flr zwingend durchzufih-
rende Erérterungstermine, mindliche Verhandlungen oder Antragskonferenzen wird das
Instrument einer Online-Konsultation eingefuhrt. Auch eine Telefon- oder Videokonferenz
kann durchgefuhrt werden. Entsprechende Erleichterungen gibt es fur mindliche Verhand-
lungen und Antragskonferenzen.
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C. Alternativen

Es kénnte erwogen werden, die Offentlichkeitsbeteiligungsverfahren in bestimmten Berei-
chen des Fachrechts allein durch Auslegung des geltenden Rechts an die aktuelle Situation
und die damit verbundenen Beschrankungen anzupassen. Ein solches Vorgehen ist jedoch
mit erheblichen Rechtsunsicherheiten verbunden. So ist die digitale Veroéffentlichung von
Unterlagen bislang lediglich als Erganzung zur physischen Auslegung der Antragsunterla-
gen im geltenden Recht geregelt. Erorterungstermine sind teilweise zwingend vorgeschrie-
ben. Zudem handelt es sich bei der COVID-19-Pandemie mittlerweile nicht mehr um eine
nur kurzfristige Ausnahmesituation. Nach derzeitigem Stand werden die Einschréankungen,
ggf. in abnehmender Auspragung, tber mehrere Monate aufrechterhalten werden mussen.
Daher erscheint eine befristete Rechtséanderung geboten, um fir die Zulassung von Vorha-
ben und die Aufstellung von Planen ausreichend Rechtssicherheit herzustellen.

Die Schaffung befristeter Sonderregelungen im Verwaltungsverfahrensgesetz kdnnte nicht
die erforderliche schnelle und bundesweite Wirkung erzielen: Soweit fir die betroffenen
Fachgesetze die Verwaltungsverfahrensgesetze der Lander anzuwenden sind, muissten
diese zuvor ebenfalls entsprechend angepasst werden. Zudem sind nicht nur Verfahren
nach den Verwaltungsverfahrensgesetzen betroffen, sondern etwa auch Bauleitplan- oder
Raumordnungsverfahren.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Voraussichtlich keine.

E. Erfiillungsaufwand

Durch dieses Gesetz zusatzlich verursachte Haushaltsausgaben sind voraussichtlich nicht
zu erwarten.

E.1 Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Eine mogliche Reduzierung des Erfullungsaufwandes wird im Saldo als unwesentlich er-
achtet.

E.2 Erfiullungsaufwand fir die Wirtschaft

Eine mogliche Reduzierung des Erflllungsaufwandes wird im Saldo als unwesentlich er-
achtet.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Eine mdgliche Reduzierung des Erflllungsaufwandes wird im Saldo als unwesentlich er-
achtet.

F. Weitere Kosten

Keine.
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Formulierungshilfe fiir die Koalitionsfraktionen fiir einen aus
der Mitte des Deutschen Bundestages einzubringenden

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemaRer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren wahrend der COVID-19-Pan-
demie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG)’

Vom ..

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrats das folgende Gesetz beschlossen:

§1
Anwendungsbereich
Dieses Gesetz qilt fir Verfahren nach

1. dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94, das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2513) geandert worden ist;

2. dem Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
Mai 2013 (BGBI. | S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 2019
(BGBI. | S. 432) geandert worden ist;

3. dem Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBI. | S. 212), das zuletzt
durch (...) geandert worden ist;

4. dem Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. | S. 3634), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Marz 2020 (BGBI. | S.
587) geandert worden ist;

5. dem Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt
durch Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. | S. 2808) geandert
worden ist,

6. dem Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBI. | S. 1310), das zuletzt durch ...
geandert worden ist;

7. dem Atomgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBI. | S.
1565), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S.
2510) geandert worden ist;

" Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2011/92/EU des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 13. Dezember 2011 ber die Umweltvertraglichkeitsprifung bei bestimmten 6ffentlichen und pri-
vaten Projekten (ABI. L 26 vom 28.1.2012), die durch die Richtlinie 2014/52/EU (ABI. L 124 vom
25.4.2014, S. 1) geandert worden ist, Richtlinie 2010/75/EU des Européischen Parlaments und des
Rates vom 24. November 2010 Uber Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung
der Umweltverschmutzung), ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17, Richtlinie 2001/42/EG des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 Uber die Priifung der Umweltauswirkungen be-
stimmter Plane und Programme (ABI. L 197 vom 21.7.2001, S. 30). Richtlinie 2012/18/EU des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle
mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des
Rates (ABI. Nr. L 197, 1 vom 24. 7. 2012, S. 1).
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dem Strahlenschutzgesetz vom 27. Juni 2017 (BGBI. | S. 1966), das zuletzt durch Ar-
tikel 11 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2510) geandert worden ist;

dem Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. | S. 1970, 3621), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2002) geéndert wor-
den ist;

dem Netzausbaubeschleunigungsgesetz Ubertragungsnetz vom 28. Juli 2011 (BGBI. |
S. 1690), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI. | S. 706)
geandert worden ist;

dem Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch
(...) gedndert worden ist;

dem Windenergie-auf-See-Gesetz vom 13. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2258), das zuletzt
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI. | S. 706) geandert worden ist.

dem Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Marz 1976
(BGBI. | S. | 546), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008
(BGBI. | S. 2794) geandert worden ist;

dem Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Marz 2020 (BGBI. | S. 440) geandert worden ist;

dem Postgesetz vom 22. Dezember 1997 (BGBI. | S. 3294), das zuletzt durch Artikel 6
des Gesetzes vom 30. November 2019 (BGBI. | S. 1942) geandert worden ist;

dem Telekommunikationsgesetz vom 22. Juni 2004 (BGBI. | S. 1190), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Februar 2020 (BGBI. | S. 146) geandert worden ist;

dem BundesfernstraRengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni
2007 (BGBI. I S. 1206), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Marz 2020
(BGBI. | S. 433) geandert worden ist;

dem Personenbeférderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Au-
gust 1990 (BGBI. | S. 1690), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Marz
2020 (BGBI. 1 433) geandert worden ist;

dem Allgemeines Eisenbahngesetz vom 27. Dezember 1993 (BGBI. | S. 2378, 2396;
1994 | S. 2439), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Marz 2020 (BGBI. |
S. 501) geandert worden ist;

dem Eisenbahnregulierungsgesetz vom 29. August 2016 (BGBI. | S. 2082), das durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2019 (BGBI. | S. 1040) geandert worden ist;

dem Bundeswasserstral’engesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Mai
2007 (BGBI. 1 962; 2008 | S. 1980), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29.
November 2018 (BGBI. | S. 2237) geandert worden ist;

dem Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007
(BGBI. I S. 698), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 30. November 2019
(BGBI. | S. 1942) geandert worden ist.
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§2
Ortsiibliche und 6ffentliche Bekanntmachungen

(1) Istin Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen eine ortsubliche oder 6ffent-
liche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafur geltenden Vorschriften der An-
schlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsichtnahme vorgesehen, so kénnen
der Anschlag oder die Auslegung durch eine Veroffentlichung des Inhalts der Bekanntma-
chung im Internet ersetzt werden, wenn die jeweilige Bekanntmachungsfrist spatestens mit
Ablauf des 31. Marz 2021 endet. Zusatzlich hat zumindest eine Bekanntmachung in einem
amtlichen Veroffentlichungsblatt oder einer 6rtlichen Tageszeitung zu erfolgen.

(2) Fdar die Veroffentlichung im Internet gilt § 27a Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechend.

§3
Auslegung von Unterlagen oder Entscheidungen

(1) Istin Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen eine Auslegung von Unter-
lagen oder Entscheidungen angeordnet, auf die nach den fir die Auslegung geltenden Vor-
schriften nicht verzichtet werden kann, so kann die Auslegung durch eine Veroffentlichung
im Internet ersetzt werden, wenn die jeweilige Auslegungsfrist spatestens mit Ablauf des
31. Marz 2021 endet. Fur die Veroffentlichung im Internet gilt § 27a Absatz 1 Satz 2 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechend. In der Bekanntmachung der Auslegung ist
darauf hinzuweisen, dass und wo die Veroéffentlichung im Internet erfolgt. Soweit Regelun-
genin den in § 1 genannten Gesetzen den Zugang Uber ein zentrales Internetportal vorse-
hen, bleiben diese unberihrt.

(2) Die angeordnete Auslegung soll daneben als zusatzliches Informationsangebot er-
folgen, soweit dies nach Feststellung der zustandigen Behérde den Umstanden nach még-
lich ist. Unterbleibt eine Auslegung, hat die zustandige Behdrde zusatzlich zur Verdffentli-
chung nach Absatz 1 Satz 1 andere leicht zu erreichende Zugangsmdglichkeiten, etwa
durch &ffentlich zugangliche Lesegerate oder in begriindeten Fallen durch Versendung zur
Verfugung zur stellen. Auf diese Zugangsmaoglichkeiten ist in der Bekanntmachung nach
§ 2 Absatz 1 hinzuweisen.

(3) Die Behoérde kann von einem Vorhabentrager verlangen, dass er die Unterlagen,
die er bei der Behdrde zum Zwecke der Bekanntmachung durch die Behdrde einzureichen
hat, in einem verkehrsublichen elektronischen Format einreicht.

§4
Erklarungen zur Niederschrift

(1) InVerfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen kann die Abgabe von Erklarun-
gen zur Niederschrift bei der Behdérde ausgeschlossen werden, wenn die jeweilige Erkla-
rungsfrist spatestens mit Ablauf des 31. Marz 2021 endet und die zustandige Behdrde fest-
gestellt hat, dass innerhalb der Erklarungsfrist eine Entgegennahme zur Niederschrift nicht
oder nur mit unverhaltnismaRigem Aufwand moglich sein wirde.

(2) InFallen des Absatzes 1 hat die zustandige Behodrde einen Zugang fiir die Abgabe
von elektronischen Erklarungen bereitzuhalten. In den Bekanntmachungen, in denen sonst
auf die Mdglichkeit der Abgabe von Erklarungen zur Niederschrift hingewiesen wird, ist auf
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die Mdglichkeit der Abgabe elektronischer Erklarungen und den Ausschluss der Abgabe
von Erklarungen zur Niederschrift hinzuweisen.

§5
Erorterungstermine, miindliche Verhandlungen und Antragskonferenzen

(1) Istin Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen die Durchfiihrung eines Er-
orterungstermins oder einer mindlichen Verhandlung in das Ermessen der Behdrde ge-
stellt, kdnnen bei der Ermessensentscheidung auch geltende Beschrankungen aufgrund
der COVID-19-Pandemie und das Risiko der weiteren Ausbreitung des Virus bericksichtigt
werden.

(2) Istin Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen die Durchfihrung eines Er-
orterungstermins oder einer mindlichen Verhandlung angeordnet, auf die nach den dafir
geltenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, genligt eine Online-Konsultation nach
Absatz 4.

(3) Die zur Teilnahme an einem Erdrterungstermin oder einer mindlichen Verhand-
lung Berechtigten sind von der Durchfiihrung der ersatzweisen Online-Konsultation zu be-
nachrichtigen. § 73 Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entspre-
chend.

(4) Fur die Online-Konsultation werden den zur Teilnahme Berechtigten die sonst im
Erérterungstermin oder der mindlichen Verhandlung zu behandelnden Informationen zu-
ganglich gemacht. lhnen ist innerhalb einer vorher bekannt zu machenden angemessenen
Frist Gelegenheit zu geben sich, schriftlich oder elektronisch dazu dulern. Die zustandige
Behorde hat geeignete Vorkehrungen daflr zu treffen, dass nur die nach den Satzen 1 und
2 Berechtigten Zugang zu der Online-Konsultation haben. Die Regelungen Uber die Online-
Konsultation lassen den bereits eingetretenen Ausschluss von Einwendungen unberihrt.

(5) Die Online-Konsultation nach Absatz 4 kann mit Einverstandnis der zur Teilnahme
Berechtigten durch eine Telefon- oder Videokonferenz ersetzt werden. Absatz 4 gilt mit
Ausnahme von Satz 2 in diesem Fall entsprechend. Uber die Telefon- oder Videokonferenz
ist ein Protokoll zu flhren.

(6) In Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen kann die zustandige Behdrde
anstelle der Durchfiihrung einer Antragskonferenz Gelegenheit zur schriftlichen oder elekt-
ronischen Stellungnahme geben.

(7) § 3 Absatz 3 gilt entsprechend.

§6
Ubergangsregelung

(1) Die Regelungen dieses Gesetzes sind auch auf bereits vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren anwendbar. Ein Verfah-
rensschritt, der bereits begonnen wurde, ist jedoch zu wiederholen, wenn er nach diesem
Gesetz durchgefiihrt werden soll. Abweichend von Satz 2 ist in Verfahren nach § 1 Nummer
9, 10 und 12 ein Verfahrensschritt, der bereits vor dem 16. Marz 2020 begonnen wurde,
nicht zu wiederholen, wenn der Beteiligungsschritt in diesem Verfahrensschritt, der teil-
weise oder ganz entfallen oder erschwert worden ist, nach diesem Gesetz hatte entfallen
kénnen und lediglich der Hinweis auf das Unterbleiben einer einzelnen Beteiligungsmag-
lichkeit vorab nicht erteilt werden konnte.
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(2) Fur Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 2 bis 5 Ge-
brauch gemacht worden ist und die mit Ablauf 31. Marz 2021 noch nicht abgeschlossen
sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis zum Abschluss des jeweiligen Verfah-
rensschrittes weiter.

(3) Die fur die in § 1 genannten Verfahren geltenden Fehlerfolgenregelungen sind ent-
sprechend anzuwenden und bleiben im Ubrigen unberiihrt. Fehler bei Bekanntmachungen
haben keine Auswirkung auf die Rechtmaligkeit der Verfahren, wenn der Hinweiszweck
der Bekanntmachung erfiillt ist.

§7
Inkrafttreten, Auerkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft.

(2) Die §§ 1 bis 5 des Planungssicherstellungsgesetzes treten mit Ablauf des 31. Marz
2021 auler Kraft. Im Ubrigen tritt das Gesetz mit Ablauf des 31. Dezember 2025 aul3er
Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Wegen der im Zuge der COVID-19-Pandemie bundesweit verfligten Ausgangs- und Kon-
taktbeschrankungen haben sowohl Lander als auch Unternehmen und Unternehmensver-
bande auf praktische Schwierigkeiten bei der Durchflihrung von Verwaltungsverfahren hin-
gewiesen. Die Probleme betreffen insbesondere die 6ffentliche Auslegung von Antragsun-
terlagen im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung. Die Lander weisen darauf hin, dass viele
Gemeindeverwaltungen, in denen die 6ffentliche Auslegung stattfinden musste, im Zuge
der geltenden Kontaktbeschrankungen fir den allgemeinen Publikumsverkehr gesperrt
wurden, sodass eine 6ffentliche Auslegung von Unterlagen nicht mehr maéglich ist. Ver-
gleichbare Situationen ergeben sich auch bei Bekanntgabe von Zulassungsentscheidun-
gen, fur die eine offentliche Auslegung des Bescheids erforderlich ist. Ferner ergeben sich
Probleme bei der Durchflihnrung von Erorterungsterminen und Antragskonferenzen, deren
Durchfiihrung im Fachrecht zwar teilweise, wie z.B. im Immissionsschutzrecht, in das Er-
messen der Behdrde gestellt ist, zum Teil aber auch verpflichtend vorgegeben ist (so z.B.
die Regelung fur UVP-pflichtige Vorhaben im UVPG). Die gleiche Situation ergibt sich z.B.
in besonderen, in Fachgesetzen vorgesehenen Entscheidungsverfahren von Beschluss-
kammern der Bundesnetzagentur (Telekommunikationsgesetz und Postgesetz), in denen
die Durchfihrung einer 6ffentlichen miindlichen Verhandlung vorgeschrieben und ein Ver-
zicht nur mit Einverstandnis der Beteiligten moéglich ist.

Die dargestellten Schwierigkeiten werden haufig noch dadurch verscharft, dass bei den zu-
stéandigen Behdrden nur noch eingeschrankte Personalressourcen zur Verfugung stehen.

Mit dem Gesetz soll gewahrleistet werden, dass Planungs- und Genehmigungsverfahren
sowie besondere Entscheidungsverfahren mit Offentlichkeitsbeteiligung auch unter den er-
schwerten Bedingungen wahrend der COVID-19-Pandemie ordnungsgemal durchgefuhrt
werden kdnnen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit dem Gesetz werden formwahrende Alternativen fir Verfahrensschritte in Planungs- und
Genehmigungsverfahren sowie in besonderen Entscheidungsverfahren zur Verfigung ge-
stellt, bei denen sonst die Verfahrensberechtigten zur Wahrnehmung ihrer Beteiligungs-
rechte physisch anwesend sein und sich zum Teil in groRer Zahl zusammenfinden mussten.
Soweit es um die Bekanntmachung von Unterlagen und anderen Informationen geht, sollen
diese Uber das Internet zuganglich gemacht werden. Als Ersatz flr zwingend durchzufih-
rende Erérterungstermine, mindliche Verhandlungen oder Antragskonferenzen wird das
Instrument einer Online-Konsultation eingeflhrt.

Statt Anderungen in einer Vielzahl von Fachgesetzen werden mit dem vorliegenden Gesetz
gebundelt und sachbezogen Maligabevorschriften zur Anwendung der einschlagigen Fach-
gesetze mit befristeter Geltungsdauer eingeflihrt. Damit wird ein einheitlicher und Gbersicht-
licher Malnahmenkatalog zur Verfigung gestellt. Zugleich wird der Charakter einer befris-
teten Sonderregelung unterstrichen.

Die Sonderregelungen gelten dabei unabhangig von sich u. U. andernden amtlichen Fest-
stellungen von Ausnahmezustanden oder dergleichen fir den gesamten Zeitraum der Be-
fristung, um den Beteiligten und Betroffenen Planungs- und Rechtssicherheit zu geben.
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1l. Alternativen

Es konnte erwogen werden, die Offentlichkeitsbeteiligungsverfahren in bestimmten Berei-
chen des Fachrechts allein durch Auslegung des geltenden Rechts an die aktuelle Situation
und die damit verbundenen Beschrankungen anzupassen. Ein solches Vorgehen ist jedoch
mit erheblichen Rechtsunsicherheiten verbunden. So ist die digitale Veroéffentlichung von
Unterlagen bislang lediglich als Erganzung zur physischen Auslegung der Antragsunterla-
gen im geltenden Recht geregelt. Erdrterungstermine sind teilweise zwingend vorgeschrie-
ben. Zudem handelt es sich bei der COVID-19-Pandemie mittlerweile nicht mehr um eine
nur kurzfristige Ausnahmesituation. Nach derzeitigem Stand werden die Einschrankungen,
ggf. in abnehmender Auspragung, uber mehrere Monate aufrechterhalten werden mussen.
Daher erscheint eine befristete Rechtsédnderung geboten, um fir die Zulassung von Vorha-
ben und die Aufstellung von Planen ausreichend Rechtssicherheit herzustellen.

Die Schaffung befristeter Sonderregelungen im Verwaltungsverfahrensgesetz kdnnte nicht
die erforderliche schnelle und bundesweite Wirkung erzielen: Soweit fiur die betroffenen
Fachgesetze die Verwaltungsverfahrensgesetze der Lander anzuwenden sind, muissten
diese zuvor ebenfalls entsprechend angepasst werden. Zudem sind nicht nur Verfahren
nach den Verwaltungsverfahrensgesetzen betroffen, sondern etwa auch Bauleitplan- oder
Raumordnungsverfahren.

Iv. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus einer Zusammenschau mehre-
rer Kompetenztitel des Bundes im Bereich der ausschlieRlichen Gesetzgebung und der
konkurrierenden Gesetzgebung.

Aus dem Bereich der ausschlieRlichen Gesetzgebung ist Artikel 73 Absatz 1 Nummer 6,
6a, 7 und 14 des Grundgesetzes (Luftverkehr, Eisenbahnen, Postwesen, Telekommunika-
tion und Kernenergie) einschlagig. Ferner werden Bereiche geregelt, fir die dem Bund nach
dem Grundgesetz eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zusteht: Artikel 74 Ab-
satz 1 Nummer 11, 17, 18, 21, 22, 23, 24, 29, 31 und 32 (Recht der Wirtschaft, Férderung
der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung, Hochsee- und Kustenfischerei, Kisten-
schutz, Bodenrecht, Seewasserstrallen und die dem allgemeinen Verkehr dienenden Bin-
nenwasserstrafen, Bau und Unterhaltung von LandstralRen flr den Fernverkehr, Schienen-
bahnen, Abfallwirtschaft, Luftreinhaltung, Naturschutz, Raumordnung und Wasserhaus-
halt).

Soweit die Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 und 22 des
Grundgesetzes in Anspruch genommen wird, ergibt sich die Erforderlichkeit einer bundes-
gesetzlichen Regelung gemal Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes daraus, dass die
Regelungen des Gesetzentwurfs zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im ge-
samtstaatlichen Interesse erforderlich sind. Hinsichtlich aller Materien, flr die dem Bund die
Sachkompetenz zukommt, kann er — als Annex — das Verwaltungsverfahren mitregeln.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar.
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VL. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Mit dem Gesetz sollen die betroffenen Verfahren zwar nicht in erster Linie vereinfacht, son-
dern fUr die Herausforderungen wahrend der COVID-19-Pandemie ertlichtigt werden. Das
Gesetz ermdglicht die Durchfiihrung der Verfahren auch unter Geltung weitgehender Aus-
gangs- und Kontaktbeschrankungen, indem die Verfahren so weit wie moéglich digital durch-
gefuhrt werden kénnen. Sowohl fir die Behdrden als auch fur Vorhabentrager und Blrger
werden sich aber voraussichtlich Vereinfachungseffekte durch die starkere Nutzung elekt-
ronischer Verfahrensablaufe ergeben.

2. Nachhaltigkeitsaspekte
Der Gesetzentwurf entspricht der Nachhaltigkeitsstrategie.
3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Durch dieses Gesetz zusatzlich verursachte Haushaltsausgaben sind voraussichtlich nicht
zu erwarten.

Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Die Regelungen dieses Gesetzes kénnen zwar in der Tendenz zu einer Reduzierung des
Erflllungsaufwandes der Blrgerinnen und Bulrger fluhren, da z.B. die personliche Teil-
nahme an einem Erorterungstermin entfallt. Demgegeniiber missen sich Blrgerinnen und
Blrger mit dem neuen Verfahren im Einzelfall erst vertraut machen und sich ggf. Zugang
zum Internet verschaffen.

Eine mdgliche Reduzierung des Erfullungsaufwandes wird daher im Saldo als unwesentlich
erachtet.

Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Die Mdoglichkeit, die mindliche Verhandlung und den Erérterungstermin ohne physische
Anwesenheit und Uberwiegend digital durchzuflhren, kann im Einzelfall zu einer Reduzie-
rung des Erfullungsaufwands fur die Wirtschaft fihren. Da die Vorhabentrager ihre Unter-
lagen schon bisher in der Regel digital aufbereiten, ist ein Beschleunigungseffekt denkbar.
Der Fall, dass sie bisher nur schriftlichen Unterlagen erstmalig in digitaler Form aufbereiten
mussen, durfte eher die Ausnahme bilden und daher nur geringen zusatzlichen Aufwand
verursachen. Da dadurch die zigige Durchfihrung des jeweiligen Planungs- oder Geneh-
migungsverfahrens trotz der Beschrankungen aufgrund der COVID-19-Pandmie ermdéglicht
wird, ist der entsprechende Aufwand vernachlassigbar.

Die Reduzierung des Erfillungsaufwands wird daher im Saldo als unwesentlichen erachtet.
Erfullungsaufwand fur die Verwaltung

Die Auslegung durch Veroffentlichung im Internet ist gegeniber der bisher bestehenden
Auslegung mit keiner wesentlichen Reduzierung des Erflllungsaufwands verbunden. Der
Ausschluss der Méglichkeit, Einwendungen auch zur Niederschrift der Behorde zu erheben,
wird ebenso mit keinen wesentlichen Anderungen verbunden sein, da diese Méglichkeit
nach bisheriger Kenntnislage nur in seltenen Fallen genutzt wurde.

Der durch die Regelungen dieses Gesetzes fir die Verwaltung entstehende Erflllungsauf-
wand ist nur schwer abschatzbar. Einerseits entfallt die Notwendigkeit, Raumlichkeiten an-
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zumieten und der Organisationsaufwand flr physisch stattfindende Auslegungen und Eror-
terungstermine bzw. Antragskonferenzen. Andererseits missen ggf. alternative Mdglichkei-
ten insbesondere im Hinblick auf die Online-Konsultation geschaffen werden.

Da ein Erdrterungstermin oder eine mundliche Verhandlung nicht stattfinden, kann dies zu
einer Reduzierung des Erfillungsaufwands flihren. Jedoch muss die zustandige Behoérde
Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, vom Entfallen
des Erorterungstermins benachrichtigen was zusatzlichen Erfullungsaufwand bedingt. Es
wird erwartet, dass sich der Erfillungsaufwand im Saldo nicht &ndert.

Allenfalls geringfligige und damit unwesentliche Entlastungen werden auf Grund der Rege-
lung des § 3 Abs. 1 und 2 erwartet, wonach eine Einsichtnahme in Entscheidungen und
ihre Begrindung sowie in andere Unterlagen durch eine Veroéffentlichung dieser Unterlagen
im Internet auf der Internetseite der zustandigen Behorde sowie auf andere, gegebenenfalls
gegenuber der bisherigen Auslegung vereinfachte Weise erfolgen kann.

Eine mdgliche Reduzierung des Erfullungsaufwandes wird daher im Saldo als unwesentlich
erachtet.

Etwaige Mehrausgaben fiir den Bundeshaushalt sowie ein entsprechender Mehrbedarf an
Planstellen/Stellen soll finanziell und stellenmaRig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen
werden.

4. Weitere Kosten
Keine.
5. Weitere Gesetzesfolgen

Das Gesetz hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Grundsatzlich
sind Frauen und Manner von den Vorschriften des Entwurfs in gleicher Weise betroffen.

VIl. Befristung; Evaluierung

Das Gesetz ist bis zum 31. Marz 2021 befristet. Sollten sich die Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie, denen mit diesem Gesetz begegnet werden soll, dariiber hinaus fortbeste-
hen, ware Uber eine Verlangerung der Geltungsdauer zu entscheiden.

Wegen der Befristung des Gesetzes ist eine Evaluierung nicht vorgesehen.

B. Besonderer Teil

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Der Anwendungsbereich des Gesetzes bezieht sich auf einen weiten Verfahrensbegriff und
erstreckt sich vor allem auf diejenigen Fachgesetze, die Planungs- und Genehmigungsver-
fahren fur wesentliche Infrastrukturprojekte sowie fir besondere Entscheidungsverfahren
regeln. Vom Anwendungsbereich erfasst sind u. a. auch Bauleitplan- und Raumordnungs-
verfahren, sowie sonstige Planungsverfahren mit Offentlichkeitsbeteiligung.

Mit der Bezugnahme auf die in § 1 genannten Fachgesetze sind zugleich samtliche Verfah-
rensvorschriften mitumfasst, auf die in den jeweiligen Fachgesetzen Bezug genommen o-
der auf die verwiesen wird — wie etwa das Verwaltungsverfahrensgesetz — oder fir die das
betreffende Gesetz bei Verordnungen die Ermachtigungsgrundlage darstellt. Das gilt unab-
hangig davon, ob es sich um bundes- oder landesrechtliche Vorschriften handelt. Hierunter
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fallen z. B. auch alle Verfahren zur Erteilung von Zulassungen, die im Wasserhaushaltsge-
setz geregelt sind, bei denen sich die mal3geblichen Verfahrensvorschriften aus anderen
Rechtsvorschriften des Bundes- oder Landesrechts ergeben (etwa aus dem Verwaltungs-
verfahrensgesetz des Bundes, auch soweit landesrechtliche Vorschriften hierauf verwei-
sen, oder aus der Industrieklaranlagen-Zulassungs- und Uberwachungsverordnung).

Zu § 2 (Ortsiibliche und o6ffentliche Bekanntmachungen)

In Planungs- und Genehmigungsverfahren der in § 1 genannten Fachgesetze ist fur ver-
schiedene Verfahrensschritte eine ortsibliche oder 6ffentliche Bekanntmachung angeord-
net. Es gibt Fallgestaltungen, in denen die flir die (insbesondere ortslibliche) Bekanntma-
chung geltenden Vorschriften den Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Ein-
sichtnahme vorsehen. Um die Bekanntmachung in diesen Fallen ohne die physische An-
wesenheit der zu Informierenden sicherzustellen, lasst Absatz 1 anstelle des Anschlags an
der Amtstafel oder der Auslegung zur Einsichtnahme eine Bekanntmachung im Internet
ausreichen. Die — regelmaRig vorgesehene — Verpflichtung zur Bekanntmachung in einem
Druckerzeugnis bleibt davon unberihrt. Um einen Informationszugang auch flr diejenigen
zu ermdoglichen, die keinen Zugang zur Internetveréffentlichung haben, muss zusatzlich
mindestens eine Bekanntmachung in einem amtlichen Veréffentlichungsblatt oder einer 6rt-
lichen Tageszeitung erfolgen, soweit dies nicht ohnehin bereits vorgeschrieben ist. Satz 1
letzter Halbsatz stellt klar, dass die ersatzweise Bekanntmachung bei befristeten Bekannt-
machungen in Frage kommt, wenn die Frist innerhalb der Geltungsdauer des Gesetzes
liegt. Eine Befristung ist aber nicht Voraussetzung fir die ersatzweise Bekanntmachung.

Absatz 2 verweist zu formalen Fragen der Bekanntmachung im Internet auf die bestehen-
den Regelungen in § 27a Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes.

Zu § 3 (Auslegung von Unterlagen oder Entscheidungen)

Ist in Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen eine Auslegung von Unterlagen oder
Entscheidungen angeordnet, so ist zunachst zu prifen, ob auf die Auslegung nach den
dafur geltenden Vorschriften verzichtet werden kann. Ist dies nicht der Fall, ermdglicht Ab-
satz 1 Satz 1, dass die Auslegung durch eine Veroffentlichung der auszulegenden Unterla-
gen und Entscheidungen im Internet ersetzt werden kann. Mit dieser Veréffentlichung im
Internet wird dann die im Fachgesetz bzw. landesrechtlichen Vorschriften angeordnete Aus-
legung erfullt. Dies gilt fir samtliche Unterlagen und Entscheidungen (zum Beispiel auch
fur Planfeststellungsbeschlisse oder zur Einsicht bereitzuhaltende Bebauungsplane), die
im Rahmen der Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen einer Auslegung bedurfen.
Die Rechtsvorschriften ber Geheimhaltung und Datenschutz sowie Uber die Rechte am
geistigen Eigentum finden auch bei dieser Einstellung in das Internet Beachtung. Dabei ist
auch die gréRere Verbreitungswirkung des Internets zu beriicksichtigen. § 3 ist nur fir die
Dauer der Auslegungsfrist eine ausreichende Rechtsgrundlage zur Verdffentlichung. Da-
nach mussen die Unterlagen wieder aus dem Internet geldscht werden. Zu formalen Fragen
verweist Absatz 1 Satz 2 auf die bestehenden Regelungen in § 27a Absatz 1 Satz 2 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes. Absatz 1 Satz 3 stellt sicher, dass bereits in der Bekannt-
machung deutlich wird, dass eine Auslegung durch Veroffentlichung im Internet erfolgen
wird. Zudem wird klargestellt, dass auch nach dem Planungssicherstellungsgesetz der Zu-
gang Uber zentrale Internetportale gewahrt wird (Satz 4).

Absatz 2 Satz 1 regelt, dass die urspringlich angeordnete Auslegung, so wie sie sich aus
den in § 1 genannten Gesetzen bzw. nach den landesrechtlichen Vorschriften ergibt, als
zusatzliches Informationsangebot neben der formwahrenden Veréffentlichung im Internet
erfolgen soll, sofern die zustandige Behdrde festgestellt hat, dass dies den Umstanden
nach maglich ist. Satz 2 regelt, dass bei einem Verzicht auf die herkémmliche Auslegung
und der ersatzweisen Verdéffentlichung im Internet noch eine weitere Zugangsmaglichkeit
bereitgehalten werden muss. Die zustandige Behdrde soll sich nicht ohne Weiteres auf eine
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Veroffentlichung im Internet zurlickziehen kénnen. Um die verfahrensrechtliche Rechtma-
Rigkeit insbesondere in umweltbezogenen Entscheidungsverfahren sicherzustellen, darf im
Einklang mit den Anforderungen des Verfassungsrechts, des Europarechts und der UN
ECE Aarhus-Konvention kein Teil der Offentlichkeit ausgeschlossen werden. Deshalb miis-
sen auch die Belange von Personen in den Blick genommen werden, die keinen Zugang
zum Internet haben und es muss auch diesen Personen eine Kenntnisnahme der auszule-
genden Unterlagen und Entscheidungen erméglicht werden. Daher wird den betroffenen
Personen eine alternative Moglichkeit zur Kenntnisnahme gegeben. Bei den in der Vor-
schrift genannten Mdglichkeiten handelt es sich um Beispiele. Der Behérde obliegt es, nach
den jeweiligen Umstanden diese oder andere geeignete Moéglichkeit anzubieten. Eine Ver-
sendung von Unterlagen mit der Post kann sich z. B. bei einem kleinen Adressatenkreis
anbieten.

Zu § 4 (Erklarungen zur Niederschrift)

§ 4 regelt fir Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen die Mdglichkeit, an Stelle der
niederschwelligen Erklarung zur Niederschrift Erklarungen (z.B. Einwendungen, Stellung-
nahmen) ohne weitere formale Einschrankungen elektronisch abzugeben. In diesen Fallen
ist zum Beispiel auch eine Erklarung durch einfache E-Mail moglich.

Zu § 5 (Erorterungstermine, miindliche Verhandlungen und Antragskonferenzen)

Absatz 1 eroffnet fiir Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen, bei denen die Durch-
fuhrung des Erorterungstermins oder der mindlichen Verhandlung bereits in das Ermessen
der Behdrde gestellt ist, die Mdglichkeit, die mit der COVID-19-Pandemie verbundenen
Probleme in die Ermessensentscheidung einzubeziehen und damit auf den Erdrterungster-
min oder die mindliche Verhandlung auch aus diesen Griinden zu verzichten oder eine
Online-Konsultation bzw. eine Telefon- oder Videokonferenz durchzuflhren.

Absatz 2 sieht fir Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen die Méglichkeit vor, einen
Erorterungstermin oder eine mundliche Verhandlung, auf die nach den dafur geltenden Vor-
schriften nicht verzichtet werden kann, ohne physische Anwesenheit durchzuflihren. Hier
wird auch der Fall erfasst, dass das gegebenenfalls gesetzlich angeordnete Einverstandnis
der Beteiligten zu einem Verzicht fehlt. Kann demnach nicht auf die Durchfiihrung eines
Erorterungstermins oder einer mundlichen Verhandlung verzichtet werden, so kann nach
Absatz 2 stattdessen eine Online-Konsultation oder eine Telefon- oder Videokonferenz
durchgefuhrt werden. Wie die Online-Konsultation durchzufihren ist, ist in Absatz 4 gere-
gelt, Absatz 5 regelt die Durchfuhrung der Telefon- oder Videokonferenz.

Die Entscheidung, den Erdrterungstermin oder eine mundliche Verhandlung im Wege einer
Online-Konsultation durchzufiihren, ist den zur Teilnahme an einem Erdrterungstermin oder
mundlichen Verhandlung Berechtigten so bekannt zu machen, wie auch die Durchfiihrung
des Erdrterungstermins bekanntgemacht werden musste (Absatz 3).

Absatz 4 Satze 1 bis 3 regeln den Ablauf der Online-Konsultation. Zunachst ist den zur
Teilnahme Berechtigten der zu erdrternde Sachverhalt zur Kenntnis zu bringen (Satz 1).
Die abstrakte Bezeichnung als ,zu behandelnde Informationen® ist erforderlich, da sich die
Vorschrift nicht nur auf Planfeststellungsverfahren bezieht, sondern weit gefasst ist. Um
auch hier ein physisches Aufeinandertreffen mehrerer Personen zu vermeiden, erfolgt eine
Zuganglichmachung der zu behandelnden Informationen, z. B. im Internet. Hierbei handelt
es sich z. B. um die Stellungnahmen und Einwendungen, die den zur Teilnahme Berechtig-
ten im Wortlaut oder in einer von der zustandigen Behdrde fir den Erdrterungstermin in der
dem jeweiligen Verfahren entsprechenden Weise zusammengefasst oder sonst aufbereite-
ten Fassung zur Verfligung gestellt werden sowie gegebenenfalls vorliegende Stellungnah-
men des Vorhabentragers hierzu. Als Ersatz flr die im mindlichen Austausch mégliche
mundliche Stellungnahme kénnen sich die zur Teilnahme Berechtigten zu dem zu erértern-
den Inhalten gegentber der zustandigen Behdrde aufiern (Satz 2). Satz 2 stellt klar, dass
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diese AuBerungen schriftlich oder elektronisch, also zum Beispiel auch durch einfache
Email, erfolgen kénnen. Die Online-Konsultation ersetzt den mindlichen Austausch durch
Stellungnahme und Gegenstellungnahme zu dem zu erdrternden Sachverhalt.

Absatz 4 Satz 3 tragt dem nicht-6ffentlichen Charakter von Erérterungsterminen und mand-
lichen Verhandlungen Rechnung. Satz 4 stellt klar, dass die Mdglichkeiten zur Stellung-
nahme im Rahmen der Online-Konsultation keine neuen, zusatzlichen Einwendungsmaog-
lichkeiten eréffnen.

Absatz 5 ermdglicht es, statt einer Online-Konsultation eine Telefon- oder Videokonferenz
durchzufihren, wenn die zur Teilnahme Berechtigten zustimmen (Satz 1). Die Bestimmun-
gen nach Absatz 4 gelten mit Ausnahme von Satz 2 dann entsprechend (Satz 2). Zur Si-
cherstellung einer ausreichenden Dokumentation ist ein Protokoll zu flhren.

Absatz 6 bestimmt fir die Antragskonferenz ein im Vergleich zu der in Absatz 4 geregelten
Online-Konferenz oder der in Absatz 5 geregelten Telefon- oder Videokonferenz verein-
fachtes Verfahren. Die Antragskonferenz dient dazu, Informationen zu sammeln, um einen
Untersuchungsrahmen zu erlassen. Im Netzausbaubeschleunigungsgesetz Ubertragungs-
netz gibt es die Antragskonferenz fir die Bundesfachplanung und die Planfeststellung. Sie
dient dazu, Belange zu ermitteln, die die zustandige Behdrde nicht ohne weiteres erkennen
kann. Tragern 6ffentlicher Belange und Vereinigungen kommt eine Mitwirkungsobliegenheit
zu. Die Offentlichkeit ist bei einer Antragskonferenz teilnahmeberechtigt. Um alle relevanten
Belange moglichst frihzeitig ermitteln zu kénnen, kann die zustandige Behorde anstelle
des Prasenztermins Gelegenheit zur Stellungnahme geben.

Absatz 7 ermdoglicht den zustandigen Behorden, auch im Anwendungsbereich des § 5 von
den Vorhabentragern die Einreichung elektronischer Unterlagen zu verlangen.

Zu § 6 (Ubergangsregelung)

Auch bereits begonnene Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie besondere Ent-
scheidungsverfahren sollen trotz der Einschrankungen aufgrund der COVID-19-Pandemie
mit Hilfe der in diesem Gesetz geregelten Verfahrenserleichterungen weitergefihrt werden
kénnen; andernfalls hatte das Gesetz nur einen sehr begrenzten Wirkungsbereich. Ein Ver-
fahrensschritt (zum Beispiel Bekanntmachung oder Auslegung), der bereits begonnen
wurde, ist jedoch zu wiederholen, wenn er nach diesem Gesetz durchgefihrt werden soll
(Absatz 1). Fir die in Satz 3 genannten Verfahren gilt eine Ausnahme. Danach muss ein
Verfahrensschritt, der bereits vor dem 16.03.2020 (Beginn der Einschrankungen) begonnen
wurde, nicht wiederholt werden, wenn Bestandteile davon nach diesem Gesetz nicht vor-
gesehen waren, aber bereits eine zusatzliche Auslegung der Unterlagen im Internet erfolgt
ist. Die Beteiligung dient dazu, den von dem Vorhaben potentiell Betroffenen Anlass zur
Prufung ihrer Betroffenheiten zu geben und damit die Méglichkeit zu eréffnen, Einwendun-
gen zu erheben bzw. Stellungnahmen einzureichen. In den Fallen des § 6 Absatz 1 Satz 3
ist dies der Fall, wenn im gesamten Zeitraum eine Auslegung im Internet erfolgte und schrift-
liche und elektronische AuRerungen méglich waren und lediglich die Auslegung an einzel-
nen Auslegungsstellen oder die Einwendung zur Niederschrift an den Auslegungsstellen
nicht mdglich waren.

Absatz 2 soll die ordnungsgemale Fortfihrung bereits begonnener Verfahrensschritte er-
moglichen.

Absatz 3 enthalt Fehlerfolgenregelungen. Soweit die in § 1 genannten Gesetze Regelungen
Uber die Folgen bestimmter Verfahrensverstol3e treffen (z. B. §§ 214, 215 des Baugesetz-
buchs), bleiben diese Regelungen unberihrt. Darliber hinaus sind die betreffenden Rege-
lungen der jeweiligen Fachgesetze in den dazugehdrigen Verfahren nach § 1 auch fir Ver-
stélle gegen die Vorschriften nach den §§ 2 bis 5 entsprechend anwendbar. Dies wird durch
Absatz 3 klargestellt.
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Zu § 7 (Inkrafttreten, AuBerkrafttreten)

Das Gesetz ist befristet, weil auch die Einschrankungen aus der COVID-19-Pandemie zeit-
lich begrenzt sind.

Absatz 2 Satz 2 bestimmt als Zeitpunkt des Ablaufs des gesamten Gesetzes den 31. De-
zember 2025, weil anzunehmen ist, dass bis zu diesem Zeitpunkt alle wahrend der Gel-
tungsdauer der nach §§ 1 bis 5 begonnenen Verfahrensschritte abgeschlossen sein wer-
den.



	A. Problem und Ziel 
	B. Lösung 
	C. Alternativen 
	D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
	E. Erfüllungsaufwand 
	E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
	E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
	E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

	F. Weitere Kosten 
	Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG)1 
	§ 1 Anwendungsbereich 
	§ 2 Ortsübliche und öffentliche Bekanntmachungen 
	§ 3 Auslegung von Unterlagen oder Entscheidungen 
	§ 4 Erklärungen zur Niederschrift 
	§ 5 Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskonferenzen 
	§ 6 Übergangsregelung 
	§ 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

	Begründung 
	A. Allgemeiner Teil 
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
	III. Alternativen 
	IV. Gesetzgebungskompetenz 
	V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 
	VI. Gesetzesfolgen 
	1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
	2. Nachhaltigkeitsaspekte 
	3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
	Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
	Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
	Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

	4. Weitere Kosten 
	5. Weitere Gesetzesfolgen 

	VII. Befristung; Evaluierung 

	B. Besonderer Teil 
	Zu § 1 (Anwendungsbereich) 
	Zu § 2 (Ortsübliche und öffentliche Bekanntmachungen) 
	Zu § 3 (Auslegung von Unterlagen oder Entscheidungen) 
	Zu § 4 (Erklärungen zur Niederschrift) 
	Zu § 5 (Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskonferenzen) 
	Zu § 6 (Übergangsregelung) 
	Zu § 7 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 





